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Es war ein unheimlicher Aufmarsch. 20.000 bis 30.000 Corona-„SkeptikerInnen“ oder direkte
LeugnerInnen der Pandemie demonstrierten am 1. August in Berlin. Aus dem gesamten
Bundesgebiet mobilisierten die OrganisatorInnen der sogenannten Hygienedemonstrationen.

Sie feierten gemeinsam das angebliche Ende der Corona-Pandemie. Dabei sind die Zahlen täglicher
Neuinfektionen weltweit höher denn je – von der Dunkelziffer vor allem in der halbkolonialen Welt
ganz zu schweigen, die u. a. auf fehlende Testsysteme und darauf zurückzuführen sind, dass als
Todesursachen andere Krankheiten und Mangelerscheinungen ausgewiesen werden.

Auch in Deutschland steigen bekanntlich die Zahlen. Die Öffnung der Wirtschaft und die
Arbeitsbedingungen in den Betrieben stellen auch hier ein Gesundheitsrisiko dar, das Kapital und
auch Corona-SkeptikerInnen billigend in Kauf nehmen. Kostenlose Testverfahren werden selbst in
Deutschland nur wenigen angeboten – oft nur im Zusammenhang mit einem Flugticket.

Wir werden an dieser Stelle nicht weiter auf die Ideologie und den Irrationalismus dieser
kleinbürgerlichen „Bewegung“ eingehen. Wir haben uns damit schon an anderer Stelle, z. B. im
Artikel „Das Querfront-Virus“ , auseinandergesetzt.

In den letzten Wochen schien es freilich so, dass die rechte Mobilisierung durch mehrere Faktoren
an Zulauf verloren hatte. Erstens hatte die Regierung mit der vollständigen Öffnung der Betriebe,
von Schulen, Geschäften, Gaststätten – also mit der Aufhebung aller realen Einschränkungen der
Gewerbefreiheit – eine, wenn nicht die zentrale Forderung der Bewegung erfüllt. Zweitens schien
sich der obskur faschistische Teil der Bewegung stärker zu isolieren. Drittens hatten sie
Gegenmobilisierungen wie in Berlin, vor allem aber die Massendemonstrationen in Solidarität mit
Black Lives Matter in den Hintergrund gerückt.

Die Demonstration vom 1. August verdeutlicht freilich, dass es sich dabei nur um eine
Momentaufnahme handelte und die Gefahr der Bildung einer reaktionären kleinbürgerlichen
Massenbewegung keineswegs verschwunden ist. Und sie wird auch nicht verschwinden, wenn die
organisierte ArbeiterInnenbewegung, allen voran die Gewerkschaften und SPD, aber letztlich auch
die Linkspartei den nationalen Schulterschluss mit „ihrer“ Regierung suchen, während Millionen in
Kurzarbeit einen Vorgeschmack auf Entlassung und massive, dauerhafte Einkommenseinbußen
erhalten. Das erleichtert, ja ermöglicht es erst radikalisierten, reaktionären UnternehmerInnen und
KleinbürgerInnen wie auch den organisierten Nazis, RassistInnen und
VerschwörungstheoretikerInnen, sich als aktive, pseudo-systemoppositionelle Kraft zu präsentieren.

Solcherart stellt die rechte Mobilisierung nicht nur ein Warnsignal an die Linke, an die
ArbeiterInnenbewegung dar. Sie unterstreicht auch die Notwendigkeit einer Antikrisenbewegung,
die klare klassenpolitische Forderungen aufstellt, sich nicht den Programmen der Großen Koalition
und des Kapitals unterwirft und gleichzeitig die Gefahr der Pandemie nicht außer Acht lässt. Dies ist
die Aufgabe der Stunde für alle anti-kapitalistischen, internationalistischen und proletarischen
Kräfte.

Tag der Freiheit?

Der unheimliche Aufmarsch lief unter dem Motto „Ende der Pandemie – Tag der Freiheit“ durch die
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Straßen Berlins. Die Parole enthält nicht nur die absurde, allen Fakten widersprechende These vom
Ende der Pandemie. Sie bringt nicht nur ein Synonym für den zur individuellen Rücksichtslosigkeit
gewordenen bürgerlichen Freiheitsbegriff zum Ausdruck – die Freiheit, alle anstecken zu dürfen.

Der Titel enthält eine weitere Doppeldeutigkeit. Schon in den letzten Monaten waren antisemitische
und rassistische Tendenz bei den Mobilisierungen immer deutlicher zu erkennen. Mit Attila
Hildmann haben wir den Prototyp eines zum Faschismus tendierenden maroden Kleinbürgers, der,
wie seine versuchten Hetzjagden auf „Hooligans gegen Satzbau“ und „Anonymus Deutschland“
zeigten, näher an organisierte FaschistInnen angebunden ist, als er es denkt oder darstellt.

Und ja, „Tag der Freiheit“ ist kein neuer Titel. 1935 wurde der Film Leni Riefenstahls „Tag der
Freiheit! – Unsere Wehrmacht“ im Auftrag der NSDAP veröffentlicht. Es war der Abschluss ihres
filmischen Dreiteilers an Propaganda für Parteitage der FaschistInnen. Doch selbst wenn die Wahl
des Mottos purer Zufall wäre – was angesichts der einschlägig rechten OrganisatorInnen kaum
glaubhaft ist –, so wäre die Demonstration weiterhin hoch problematisch und es würde an ihrem
zutiefst reaktionären Charakter nichts ändern.

Wer nahm teil?

Doch woher kommen die Kräfte politisch? Veranstaltet wurde die Aktion von Initiative Querdenken
711, die den Protest in Stuttgart organisieren, und der Kommunikationsstelle Demokratischer
Widerstand (KDW) rund um Anselm Lenz, die die Mobilisierungen am Berliner Rosa Luxemburg
Platz initiierten. Daneben nahmen auch VertreterInnen von NPD, Drittem Weg, Identitärer
Bewegung, des Compact-Magazins Jürgen Elsässers, AnhängerInnen des QAnon-Mythos,
ReichsbürgerInnen, Teile der Pegida-Bewegung und weitere neurechte bis faschistische Kräfte teil.

Sie stellten mit Sicherheit nicht die alleinige Führung und auch nicht die Mehrheit der sich
Versammelten dar, aber sie prägen die Bewegung unzweifelhaft. Darüber hinaus waren auch etliche
VertreterInnen der AfD vor Ort erkennbar. Die Mehrheit der sich Versammelnden rekrutierte sich
vermutlich aus einem breiten Spektrum, welches von esoterischen ImpfgegnerInnen über
SkeptikerInnen, die die Maßnahmen für überzogen halten, bis zu vor dem wirtschaftlichen Ruin
stehenden KleinunternehmerInnen und ihren Angestellten reicht.

Während die zweite Gruppe vermutlich mehr Menschen bei einem Großevent auf die Straße bringen
kann, so haben wir es bei der ersten mit Neurechten und StrategInnen zu tun, die die bunte
Bandbreite von wirren Restbeständen der Friedensbewegung bis zu AnhängerInnen des Deutschen
Kaiserreiches ausnutzen, um Heterogenität und Pluralismus vorzugaukeln. Deren wahrer Charakter
offenbart sich darin, dass sich FaschistInnen in ihrem Fahrwasser aufbauen können. Das reale
„Spannungsfeld“ der Bewegung zeigt sich letztlich darin, dass der kleinbürgerlich-unternehmerische
Flügel auf ein  Programm der wirtschaftlichen und „kulturellen“ Öffnung pocht, das jedwede
Rücksicht auf die gesundheitlichen Risiken für die Bevölkerung ablehnt und damit ganz nebenbei die
Lockerungsmaßnahmen der Regierung stützt. Andererseits erleben wir hier eine Bewegung, die die
Gefahr des Aufstiegs reaktionärer Kräfte in dieser Krisensituation aufzeigt.

Dass auch vereinzelt „linke“ Kräfte präsent waren, die aus dem Spektrum der Friedensbewegung zu
kommen scheinen, macht die Sache nicht harmloser, sondern nur umso bedenklicher. Sie bilden
schließlich kein Gegengewicht zu den Rechten, sondern entpuppen sich als deren nützliche
IdiotInnen. Waren Formate wie Rubikon und NachDenkSeiten inhaltlich bereits vor Corona an
einigen Punkten problematisch, so beschleunigt sich ihr politischer Verfall massiv, während die
„Rote Fahne“-Gruppe zunehmend als bewusste Querfrontlerin in Erscheinung tritt.

Dieser Zusammenschluss bildet eine gefährliche Mischung, die tatsächlich lieber im Giftschrank



hätte bleiben sollen. Es zeigt uns, unter welchem politischen Vorzeichen wir in diese Krisenperiode
gerutscht sind, unter dem eines gesellschaftlichen Rechtsrucks als Folge der Niederlagen des
Arabischen Frühlings und der Bewegung in Griechenland, des Aufstiegs des Nationalismus und der
Krise der EU sowie der zugespitzten imperialistischen Konkurrenz – bei gleichzeitigem politischen
Bankrott der Linken.

Im August 2020 erleben wir das Zusammengehen von Pegida und der Anti-Hygienebewegung, einen
Schulterschluss unter Zwillingen. Eine repräsentiert den Rechtsruck des letzten Jahrzehnts in
Deutschland, die andere das Gefahrenpotential der aktuellen Periode des Klassenkampfes, wenn die
ArbeiterInnenbewegung keine klassenkämpferische Antwort für die Massen zu geben vermag.

Wer und wie viele?

Das genau zu beantworten, ist fast unmöglich. Zwar gab es Ortsschilder, die auf der Versammlung
in die Luft gehalten wurden. Aber um wirklich abschätzen zu können, wie viele der sich
versammelnden aus dem rechten Spektrum kommen, wie viele durch die Anti-
Hygienedemonstrationen politisiert wurden, dafür wäre eine ausführlichere Recherche nötig. Laut
Junger Welt kam ein großer Teil der sich Versammelnden aus Baden-Württemberg und Sachsen.

Die Zahlen der TeilnehmerInnen gehen weit auseinander, von 17.500 bis zu reichlich phantastischen
1,5 Millionen. Hierzu muss einiges gesagt werden, aber es ist mit Sicherheit nicht die Hauptfrage,
die die Linke beschäftigen sollte. Selbst wenn es „nur“ 17.500 Menschen waren, so ist das die
größte Berliner Mobilisierung von rechts in diesem Jahr. Was die Hauptstadt betrifft, so ist sie
vergleichbar mit der Black-Lives-Matter-Kundgebung im Juni am Berliner Alexanderplatz, bei der
mindestens 20.000, wahrscheinlich sogar über 30.000 Menschen protestierten.

Ein Artikel vom Volksverpetzer vom 2. August kalkuliert eher mit 17.000 Menschen, ähnlich den
Polizeiangaben. Dabei legt er die Grundfläche der Abschlusskundgebung den Berechnungen
zugrunde und geht von einer durchschnittlichen Mensch-Flächen-Dichte von einer Person pro
Quadratmeter aus, was 17.000 Menschen ergibt. Für seine Berechnungen zieht er außerdem
Vergleiche mit den Bildern der Loveparade von 1999, bei der 1,4 Millionen Menschen auf der Straße
des 17. Juni waren.

Hiermit zeigt er eindrucksvoll, wie viel größer die letztere Veranstaltung war. Persönlich war der
Autor bei keiner der beiden vor Ort, hält jedoch das Verhältnis von einer Person pro Quadratmeter
für etwas viel Platz über die gesamte Strecke, aber selbst bei 0,75 oder 0,5 Quadratmeter pro
Menschen wären es lediglich knapp 23.000 beziehungsweise 34.000 TeilnehmerInnen.

Für die Teilnehmenden und ihre Chatgruppen wird die Zahlendebatte irrelevant, halten sie doch
jedwede Berichterstattung gegen sie für gleichgeschaltet. Das zeigen auch die
Einschüchterungsversuche gegenüber der Presse vor Ort. Mehrere Fernsehteams sahen sich
gezwungen, ihre Berichterstattung abzubrechen. Die VeranstalterInnen forderten von jeder
teilnehmenden ReporterIn eine Voranmeldung, in der diese unterzeichneten, dass sie stets
„wahrheitsgemäß, unparteiisch und vollständig berichten“ – worunter sie ihre eigene „Wahrheit“
verstehen. Wie schon bei den rechten Demonstrationen in Stuttgart wollen diese selbsternannten
VerteidigerInnen der Meinungsfreiheit missliebigen JournalistInnen einen Maulkorb verpassen,
diese zensieren.

Rücksichtslosigkeit als Programm

Die Darstellung des Corona-Virus schwankt in der Bewegung zwischen der Beschreibung als
regulärer Grippewelle und einer bloßen Fiktion einer „globalen, homogenen Elite“ von
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MultimilliardärInnen wie Bill Gates und der Pharmaindustrie, die die Politik und die Medien
gleichgeschaltet hätten. Auch wenn die Einschätzungen auseinandergehen, so finden sie doch ihren
gemeinsamen Punkt in der Ablehnung jedweder Einschränkung aufgrund von SARS-CoV-2, seien sie
noch so geringfügig wie das Tragen von Mund-Nasen-Masken im öffentlichen (Eng-)Raum.

Die Freiheit, die sie meinen, entpuppt sich als Rücksichtslosigkeit, als blanker Egoismus. Diese
Doppelbödigkeit ist der Freiheit im Kapitalismus selbst nicht fremd. Schließlich beinhaltet die
Freiheit des Privateigentums, die diesem System zugrunde liegt, die Freiheit der einen,
uneingeschränkt wirtschaften zu können, das Elend und die Eigentumslosigkeit anderer
auszunutzen – ob im Ausbeutungsverhältnis zwischen Lohnarbeit und Kapital oder in der
Unterordnung von Gesundheit und Umwelt unter die privaten Profitinteressen. Wir sagen es offen:
Diese falsche Freiheit brauchen wir nicht zu verteidigen. Wir tragen MN-Masken, damit die
Einschränkung des Virus möglichst erfolgreich sein kann. Auch wenn es uns individuell um ein
Quantum unseres üblichen Alltagsverhaltens einschränkt, so ist dies doch notwendige gegenseitige
Rücksicht unter den gegebenen Bedingungen (fehlender Impfschutz, keine flächendeckenden Tests
auf Infektion und Immunität).

Andererseits dürfen wir nicht dem Trugschluss auf den Leim gehen, dass sich die Existenz von
Corona dadurch bestätigt oder falsifiziert, nur weil auf der einen oder anderen öffentlich
stattfindenden Massenveranstaltung (k)eine Infizierung stattfindet. Auch auf Demonstrationen und
Aktionen treten wir wie alle anderen Linken, die die Gesundheitsfrage – und damit die
Lebensinteressen der Bevölkerung – ernst nehmen, dafür ein, Masken zu tragen. Zugleich lehnen
wir aber jede politische Einschränkung des Demonstrationsrechts durch die Regierungen ab, weil
wir für notwendigen Schutz gegen Gesundheitsgefährdung und die Abwälzung der Krisenkosten auf
die ArbeiterInnenklasse alle Mittel des politischen und gewerkschaftlichen Kampfes brauchen
werden – ansonsten drohen Massenentlassungen, Verelendung, Wohnungsräumungen etc.

Während sich die Corona-SkeptikerInnen als Opfer der Repression und der Unterdrückung wegen
ihres Verstoßes gegen die Hygiene-Vorschriften hinstellen, offenbart das brutale Vorgehen der
Berliner Polizei gegen eine Solidaritätsdemonstration mit der/dem von der Räumung bedrohten
linken Kneipe/Treffpunkt Syndikat, wo der Staat den/die wirkliche/n GegnerIn ausmacht. Dutzenden
TeilnehmerInnen dieser linken Demo gegen Räumung und Gentrifizierung wurden von der Straße
geknüppelt, niedergerannt und zum Teil schwer verletzt – und das obwohl sie Masken trugen und
auf die Gesundheitsvorschriften achteten. Wenn es um Repression von Protest für fortschrittliche
soziale oder politische Anliegen geht, pfeift nicht nur die Berliner Polizei freilich auf Hygiene-Schutz
und wird zum doppelten Gesundheitsrisiko.

Natürlich versuchen auch die Corona-SkeptikerInnen, für ihre Mobilisierung solche und andere
reale Missstände mit auszunutzen – freilich nur, um sie in eine reaktionäre Gesamtkonzeption
einzupassen. Wir werden diese demagogischen Tricks freilich nicht bloß durch Argumente abwehren
können. Die ArbeiterInnenbewegung und die Linke müssen ihrerseits die Maßnahmen der
Regierung einschließlich ihrer Widersprüche anprangern.

So will die GroKo für UrlauberInnen an Flughäfen verpflichtende Tests einführen. Zwar halten wir
das prinzipiell für gerechtfertigt, jedoch stellen sich hier einige Fragen wie: Wer zahlt die Tests?
Wer zahlt für mögliche Quarantäneschritte? Ist das dann unbezahlter Urlaub? Kommt das
Unternehmen dafür auf? Wieso erhält die Reiseindustrie solche Hilfsmittel, aber der gesamte
Pflegebereich nicht? Ein weiteres Beispiel ist der drohende Missbrauch mit notwendigen
Einschränkungen des Alltags. So wurden von der Polizei in den letzten Wochen in bereits vier
Bundesländern die Anwesenheitslisten von öffentlichen Gaststätten für „Ermittlungen“ missbraucht.

Das zeigt, dass wir niemals blindes Vertrauen in die Einschränkung demokratischer Rechte durch



einen bürgerlichen Klassenstaates setzen dürfen. Wir müssen eine unabhängige Perspektive
aufzeigen, die sich nicht der Ideologie des notwendigen Übels an allen Ecken und Enden anschließt.
Deshalb lehnen wir die Zusammenarbeit der Gewerkschaftsführungen mit den Maßnahmenpaketen
der GroKo im Schulterschluss mit den UnternehmerInnenverbänden kategorisch ab. Die
selbstauferlegte Friedenspflicht der ArbeiterInnenbürokratie muss politisch bekämpft werden. Die
Passivität von Oppositionsparteien wie der Linkspartei darf nicht unkommentiert bleiben. Es ist auch
ihr Stillschweigen, das das Erstarken dieser neurechten Bewegung ermöglicht.

Was brauchen wir?

Wir brauchen also eine Bewegung, die Widerstand gegen die Maßnahmen von Staat und Kapital
organisiert und gleichzeitig das gesundheitliche Wohl durch von der ArbeiterInnenklasse
kontrollierte Hygienemaßnahmen durchsetzt. Eine solche Bewegung muss die falsche Opposition
von Querdenken 711, Widerstand 2020 und KDW, die in braunen Gewässern fischen und gefischt
werden, ablehnen. Wo nötig, muss sie sich ihnen entgegenstellen. Vor allem müssen wir eine breite
Anti-Krisenbewegung aufbauen, die eine klassenpolitische Antwort auf die Krise gibt.

Wir brauchen eine Zusammenführung der verschiedenen sozialen Kämpfe der letzten Monate, z. B.
der beeindruckenden Mobilisierungen von BLM und von Kampagnenorganisationen wie Migrantifa
oder der Fridays-for-Future-Bewegung, die im September wieder einen internationalen Streik
organisieren möchte. Wir müssen betriebliche Aktionen wie gegen die Entlassungen bei Galeria
Karstadt Kaufhof miteinander ebenso verbinden wie mit dem Kampf für das Mietmoratorium, die
Enteignung der Immobilienkonzerne oder die #LeaveNoOneBehind-Kampagne gegen das Sterben
im Mittelmeer.

Die Aufgabe dieser Bewegungen und Kämpfe ist es, gemeinsame Antikrisenbündnisse aufzubauen
und eine Großdemonstration im Herbst unter dem Motto „Wir zahlen weder für Krise noch Virus“ zu
organisieren. Sie müssen den Druck auf die Gewerkschaften und bürgerlichen
ArbeiterInnenparteien erhöhen, mit Koalitionspolitik und SozialpartnerInnenschaft zu brechen. In
den vergangenen Monaten haben diese bewiesen, dass sie nicht willens sind, selbstständig solche
Bewegungen aufzubauen – wir müssen sie dazu zwingen! Nur so kann der ArbeiterInnenklasse, aber
auch auch Teilen des verängstigten KleinbürgerInnentums und der Mittelschichten gezeigt werden,
dass der Widerstand gegen die Rettungspakete fürs Kapital, während ein Großteil der Bevölkerung
mit Brotkrumen abgefertigt wird, möglich ist und mit dem Kampf gegen die Gesundheitsgefahr
verbunden werden kann und muss.

Wir werden versuchen, nach unseren Möglichkeiten, eine solche Bewegung aufzubauen und fordern
alle Organisationen und Parteien, die diese Einschätzung teilen, auf, ihr beizutreten, das
Notwendige zur Wirklichkeit werden zu lassen.

Endnote

In einem recht früh verfassten Artikel im Zuge der Pandemie, haben wir versucht, eine Reihe von
Schlüsselforderungen aufzustellen, auf denen eine solche Bewegung basieren könnte. Hier unser
Vorschlag: Schlüsselforderungen zu Corona-Gefahr – Die ArbeiterInnenklasse braucht ihr
eigenes Aktionsprogramm
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